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1 0 2 . Kundmachung: Die in Artikel 2 des Übereinkommens über die kostenlose Erteilung von
Personenstandsurkunden und den Verzicht auf ihre Beglaubigung erwähnte
zuständige Behörde Italiens

103. Kundmachung: Beitritt Spaniens zum Übereinkommen über die Änderung von Namen und
Vornamen

1 0 4 . Ergänzender Notenwechsel zwischen dem Bundesministerium für Finanzen der Republik
Österreich und der Botschaft der Sozialistischen Föderativen Republik Jugo-
slawien in Wien zur Vereinbarung über die Anerkennung von Bescheini-
gungen der Wirtschaftskammern in Ursprungszeugnissen, die für die Anwen-
dung der Vorzugszölle nach dem österreichischen Präferenzzollgesetz
erforderlich sind

1 0 5 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Sozialistischen Föderativen Republik
Jugoslawien zur Änderung des Abkommens über die Verbringung von
Waren im Kleinen Grenzverkehr
(NR: GP XIV RV 203 AB 376 S. 37. BR: AB 1603 S. 357.)

102. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
8. Feber 1977 betreffend die in Art. 2 des
Übereinkommens vom 26. September 1957
über die kostenlose Erteilung von Personen-
standsurkunden und den Verzicht auf ihre
Beglaubigung erwähnte zuständige Behörde

Italiens

Nach Mitteilung der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft hat Italien am 26. Oktober 1976
die Standesbeamten als die in Art. 2 des Über-
einkommens über die kostenlose Erteilung von
Personenstandsurkunden und den Verzicht auf
ihre Beglaubigung (BGBl. Nr. 276/1965, letzte
Kundmachung betreffend den Geltungsbereich
BGBl. Nr. 201/1966) erwähnte zuständige Be-
hörde bezeichnet.

Kreisky

1 0 3 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
8. Feber 1977 betreffend den Beitritt Spa-
niens zum Übereinkommen vom 4. Septem-
ber 1958 über die Änderung von Namen

und Vornamen

Nach Mitteilung der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft hat Spanien seine Beitrittsurkunde
zum Übereinkommen über die Änderung von
Namen und Vornamen (BGBl. Nr. 278/1965,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungs-
bereich BGBl. Nr. 63/1969) am 16. Dezember
1976 hinterlegt.

Kreisky

104. Ergänzender Notenwechsel zwischen dem Bundesministerium für Finanzen der
Republik Österreich und der Botschaft der Sozialistischen Föderativen Republik Jugo-
slawien in Wien zur Vereinbarung über die Anerkennung von Bescheinigungen der Wirt-
schaftskammern in Ursprungszeugnissen *), die für die Anwendung der Vorzugszölle nach

dem österreichischen Präferenzzollgesetz **) erforderlich sind

Botschaft der SFR Jugoslawien
in Österreich

Wien, 1. Dezember 1976
Sehr geehrter Herr Sektionschef!

Im Anschluß an Besprechungen zwischen der
Botschaft der Sozialistischen Föderativen Repu-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 326/1972
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 93/1972
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blik Jugoslawien in Wien und dem Bundesmini-
sterium für Finanzen der Republik Österreich
beziehe ich mich auf die Vereinbarung zwischen
dem Bundesminister für Finanzen der Republik
Österreich und dem Bundessekretariat für
Außenhandel der Sozialistischen Föderativen
Republik Jugoslawien über die Anerkennung
von Bescheinigungen der Wirtschaftskammern
Jugoslawiens in Ursprungszeugnissen, die für die
Anwendung der Vorzugszölle nach dem öster-
reichischen Präferenzzollgesetz erforderlich sind,
die am 27. Juli 1972 in Wien unterzeichnet
wurde.

Zusätzlich zu den im Artikel 1 dieser Verein-
barung genannten Wirtschaftskammern ist auch
die Wirtschaftskammer Jugoslawiens, Sekre-
tariat der Textilindustrie, Terazije 23—25,
11000 Beograd, zur Bescheinigung von Ur-
sprungszeugnissen, die zur Inanspruchnahme der
Vorzugszölle nach dem Allgemeinen Präferenz-
system erforderlich sind, ermächtigt worden.
Diese Ermächtigung bezieht sich allerdings nur
auf Textilerzeugnisse der Kapitel 50 bis 63 des
Zolltarifes.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir be-
stätigen könnten, daß der Bundesminister für
Finanzen der Republik Österreich auch die Be-
scheinigungen der Wirtschaftskammer Jugosla-
wiens im Rahmen des Artikels 2 der eingangs er-
wähnten Vereinbarung anerkennt.

Genehmigen Sie, Herr Sektionschef, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dipl.-Ing. Gustav Vlahov
Botschafter

Herrn Sektionschef

Dr. Karl P e r r e l l i

Bundesministerium für Finanzen

Himmelpfortgasse 4

1010 Wien

Bundesministerium für Finanzen

Wien, 1. Dezember 1976

Sehr geehrter Herr Botschafter!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
vom 1. Dezember 1976 zu bestätigen, welches
wie folgt lautet:

„Im Anschluß . . . (Es folgt der weitere Text
der jugoslawischen Eröffnungsnote in deutscher
Sprache) . . . ausgezeichneten Hochachtung."
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Ich beehre mich, Ihnen hiemit die Zustim-
mung des Bundesministers für Finanzen der
Republik Österreich zu Vorstehendem bekannt-
zugeben.

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Karl Perrelli
Sektionschef

S.E.
Herrn Dipl.-Ing. Gustav V l a h o v
außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter
der SFR Jugoslawien in der Republik Österreich

Rennweg 3
1030 W i e n

Kreisky

1 0 5 .

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N
zwischen der Republik Österreich und der
Sozialistischen Föderativen Republik Jugo-
slawien zur Änderung des Abkommens über
die Verbringung von Waren im Kleinen

Grenzverkehr vom 22. April 1968 *)

Die Republik Österreich
und die

Sozialistische Föderative Republik Jugoslawien

sind, von dem Wunsche geleitet, das Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der Sozia-
listischen Föderativen Republik Jugoslawien über
die Verbringung von Waren im Kleinen Grenz-
verkehr vom 22. April 1968 zu ändern, über-
eingekommen, folgendes Abkommen abzuschlie-
ßen:

Artikel I

Die Absätze 1 und 2 lit. a des Artikels 1 haben
zu lauten:

„(1) Inhaber von Dauergrenzscheinen dürfen
frei von Zöllen, sonstigen Abgaben und Gebüh-
ren im Laufe eines Monats Waren für den eigenen
Bedarf und Haushalt, nicht aber zu Handels-
zwecken, und zwar
— bei ihrer Rückkehr aus dem Grenzbezirk der

Republik Österreich bis zu einem Gesamtwert
von 400,— Dinar,

— bei ihrer Rückkehr aus dem Grenzbezirk der
Sozialistischen Föderativen Republik Jugo-
slawien bis zu einem Gesamtwert von 600,—
Schilling,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 400/1968
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mitführen. Ausgenommen von dieser Begünsti-
gung sind Spirituosen, Tabak und Tabakwaren,
für welche die Bestimmungen des Absatzes 2 gel-
ten. Die Einfuhr von Salz ist verboten.

Im Rahmen der obgenannten Wertgrenzen
dürfen jedoch die nachstehend angeführten Wa-
ren nur in folgenden Mengen und nur einmal
am Tag mitgeführt werden:

a) Fleisch und Fleischwaren, frisch oder für
den Verbrauch zubereitet, auch in Konser-
ven, zusammen bis 3 kg;

b) Wein aller Art, zusammen bis . . 3 Liter."

„(2) a) bis zu 0,35 Liter Spirituosen,".

Artikel II

Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die
Ratifikationsurkunden werden in Wien ausge-
tauscht.

Artikel III

Dieses Abkommen tritt 60 Tage nach Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten nach Austausch ihrer in guter und
gehöriger Form befundenen Vollmachten dieses
Abkommen unterzeichnet und mit Siegeln ver-
sehen.

GESCHEHEN zu Belgrad am 17. Feber 1976
in zwei Urschriften, jede in deutscher und serbo-
kroatischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
maßen authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Alexander Otto m. p.

Für die Sozialistische Föderative Republik
Jugoslawien:

Vrhunec m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 18. Jänner 1977 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. III
am 19. März 1977 in Kraft.

Kreisky


